Katzenkönig-Fall (BGHSt. 35, 347)
Frau F und ihrem Bekannten B gelang es durch schauspielerische Tricks, Vorspiegeln hypnotischer und hellseherischer Fähigkeiten und die Vornahme vermeintlicher mystischer Kulthandlungen, den leicht beeinflussbaren Polizeibeamten A  dazu zu bringen, an die Existenz eines „Katzenkönigs“ zu glauben, der seit Jahrtausenden das Böse verkörpere und die Welt bedrohe. A, in seiner Kritikfähigkeit eingeschränkt und aus Liebe zu F darum bemüht, ihr zu glauben, wähnte sich schließlich auserkoren, gemeinsam mit den beiden anderen den Kampf gegen den „Katzenkönig“ aufzunehmen. Auf Geheiß musste er Mutproben bestehen, sich katholisch taufen lassen und Frau F ewige Treue schwören; so wurde er von F und B zunächst als Werkzeug für den eigenen Spaß benutzt.

Als F erfuhr, wie ihr Ex-Freund eine andere Frau N geheiratet hatte, entschloss sie sich aus Haß und Eifersucht, diese Frau N von A unter Ausnutzung seines Aberglaubens töten zu lassen. B war dies recht, da er seinen Nebenbuhler A endlich loswerden wollte. Gemeinsam spiegelten sie A vor, wegen der vielen von ihm begangenen Fehler verlange der „Katzenkönig“ ein Menschenopfer in der Gestalt der Frau N; falls er die Tat nicht binnen einer kurzen Frist vollende, müsse er die F verlassen und die Menschheit oder Millionen von Menschen würden vom „Katzenkönig“ vernichtet. A, der erkannte, dass dies Mord sei, suchte auch unter Berufung auf das fünfte Gebot vergeblich nach einem Ausweg. F und B wiesen aber stets darauf hin, dass das Tötungsverbot für die nicht gelte, „da es ein göttlicher Auftrag sei und sie die Menschheit zu retten hätten“. Nachdem A der F „unter Berufung auf Jesus“ hatte schwören müssen, einen Menschen zu töten, und sie ihn darauf hingewiesen hatte, dass bei Bruch des Schwurs seine „unsterbliche Seele auf Ewigkeit verflucht“ sei, war er schließlich zur Tat entschlossen. Ihn plagten Gewissensbisse, er wog jedoch die „Gefahr für Millionen Menschen ab“, die er „durch das Opfern von Frau N“ retten könne. An sein eigenes Leben dachte er hierbei nicht, da ihm eingeredet wurde, dass seine Seele so oder so sicher wiederkehren werde.

Abends suchte A – die genaue Art der Tatausführung hatten F und B dem A überlassen – die Frau N in ihrem Blumenladen unter dem Vorwand auf, Rosen kaufen zu wollen. Entsprechend dem Rat von F und mit dem von B überlassenen Fahrtenmesser stach A der N hinterrücks der ahnungs- und wehrlosen Frau N in den Hals, das Gesicht und den Körper, um sie zu töten. Als andere Personen der sich verzweifelt wehrenden Frau zu Hilfe eilten, ließ A von der weiteren Tatausführung ab, um unerkannt fliehen zu können; dabei rechnete er mit dem Tod seines Opfers, der jedoch ausblieb.

Psychologische Sachverständige haben bei A zwar eine „hoch abnorme Persönlichkeit“ erkannt, die „neurotisch tiefgreifend gestört und deformiert“ sei, den Bereich des § 20 StGB aber noch nicht erreiche.

Strafbarkeit von A, B und F?

A. Strafbarkeit von A

I. §§ 212 I, 211, 22

- Nichtvollendung der Tat: Frau N hat überlebt

- Strafbarkeit des Versuchs: §§ 23 I, 12 I

1. Tatentschluss


a) Tötungsvorsatz (+)


b) Vorsatz auf Heimtücke (+)

2. Unmittelbares Ansetzen (+)

3. Rechtswidrigkeit


a) § 32 StGB (-), kein Angriff (durch Menschen)


b) § 34 StGB (-), keine gegenwärtige Gefahr


c) Erlaubnistatbestandsirrtum? (-), da selbst wenn der von A vorgestellte Sachverhalt (Katzenkönig-Angriff) so abgelaufen wäre, wäre § 34 StGB nicht einschlägig, da es keine Abwägung „Leben gegen Leben“ gibt.

4. Schuld


a) Schuldfähigkeit, § 20 StGB (-) lt. Sachverständigen, nur § 21 StGB mit obligatorischer Strafbarkeitsmilderung nach §§ 21 S. 2, 49 StGB.


b) Verbotsirrtum, § 17 StGB, da A meinte, kein Unrecht zu tun → aber vermeidbar (notfalls Anwalt fragen) → allenfalls obligatorische Strafmilderung nach §§ 17 S. 2, 49 StGB. 


c) § 35 I StGB (-), da keine Gefahr für A, einen Angehörigen von A oder nahe stehende Person. Auch § 35 II StGB (-), da ihm eingeredet wurde, seine Seele werde wiederkehren und er an Angehörige und nahe stehende Personen nicht dachte.


d) übergesetzlicher entschuldigender Notstand (-), da keine Gefahr für die Menschheit bestand.

5. Ergebnis: A hat sich nach §§ 212 I, 211, 22 StGB strafbar gemacht. Die Strafe kann aber nach §§ 23 II, 49 StGB, nach §§ 21 S. 2, 49 StGB und nach §§ 17 S. 2, 49 StGB gemildert werden.

II. §§ 223 I, 224 I Nr. 2 StGB (+)

III. Konkurrenzen
1. Tateinheit (§ 52 StGB), da durch die gleiche Handlung.

2. §§ 211, 22 StGB verdrängt §§ 212 I, 22 StGB (Spezialität).
3. § 224 I Nr. 2 StGB verdräng § 223 I StGB (Spezialität).
IV. Ergebnis: A hat sich nach §§ 211, 22; 224 I Nr. 2; 52 I StGB strafbar gemacht.

B. Strafbarkeit von F und B

I. §§ 212 I, 211, 22, 25 II StGB 

- Nichtvollendung

- Versuch strafbar: §§ 23 I, 12 StGB

1. Tatentschluss


a) jeweils Vorsatz auf Tötung


b) jeweils niedrige Beweggründe (Hass / Nebenbuhler beseitigen)


c) Tatherrschaftsbewusstsein (= „wollten B und F die Mittäterschaft“)?


(-), da sie A bewusst die genaue Tatausführung überließen und so keine Tatherrschaft hatten.

2. Ergebnis: (-)

II. §§ 212 I, 211, 22, 25 I Var. 2 StGB

- Nichtvollendung

- Versuch strafbar: §§ 23 I, 12 StGB

1. Tatentschluss

a) jeweils Vorsatz auf Tötung


b) jeweils niedrige Beweggründe (Hass / Nebenbuhler beseitigen)

c) Tatherrschaftsbewusstsein bzgl. mittelbarer Täterschaft (= „wollten B und F die Tötung durch einen anderen“)?



aa) kein Fall des bloß „deliktischen Werkzeugs“, da A strafbar



bb) „Täter hinter dem Täter“?


Nach BGH: Unterscheidung unvermeidbarer Verbotsirrtum (schuldlos → mittelbare Täterschaft möglich) und vermeidbarer Verbotsirrtum (schuldhaft) kann nicht über Täterschaft-Teilnahme entscheiden, da Tatmittler in beiden Fällen die Einsicht fehlt Unrecht zu tun, daher auch bei vermeidbarem Verbotsirrtum mittelbare Täterschaft möglich, sofern Tatherrschaft → hier (+)
2. Unmittelbares Ansetzen: spätestens mit der Tatausführung des A.

3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

4. Ergebnis: F und B haben sich nach §§ 212 I, 211, 22, 25 I Var. 2 StGB strafbar gemacht.

II. §§ 223 I, 224 I Nr. 2, 25 I Var. 2 StGB (+)

III. Konkurrenzen

1. Tateinheit (§ 52 StGB)

2. §§ 211, 22, 25 I Var. 2 StGB verdrängt §§ 212 I, 22, 25 I Var. 2 StGB (Spezialität)

3. §§ 224 I Nr. 2 StGB verdrängt §§ 223 I, 25 I Var. 2 StGB (Spezialität).

IV. Ergebnis: F und B haben sich jeweils nach §§ 211, 22, 25 I Var. 2; 224 I Nr. 2, 25 I Var. 2; 52 StGB strafbar gemacht.
